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Sehr geehrter Herr Bundesminister, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,  

 

das Doppelbudget 2027/28 sieht ein Nettokonsolidierungsvolumen von 1,5 

beziehungsweise 2,5 Milliarden Euro vor und fällt damit deutlich geringer aus als im 

vorherigen Doppelbudget. Zwar soll das gesamtstaatliche Defizit bis 2028 auf drei Prozent 

des BIP sinken, die Schuldenquote steigt jedoch weiterhin auf knapp 84 Prozent des BIP 

an. Die Bruttokonsolidierung erfolgt zu einem erheblichen Teil über zusätzliche 

Einnahmen, wodurch die Abgabenquote trotz FLAF-Senkung nicht zurückgehen wird. 

Einige der vorgesehenen Maßnahmen verbessern den Budgetsaldo lediglich 

vorübergehend, etwa die niedrigere Pensionsanpassung oder Vorauszahlungen bei 

Pensionskassen. Andere schaffen zusätzliche Leistungsansprüche und erhöhen damit die 

Ausgaben in der Zukunft, wie beispielsweise die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage. 

 

Die weiterhin hohen Defizite sind vor allem auf die starke Ausweitung der öffentlichen 

Ausgaben im Zuge der Krisen der vergangenen Jahre zurückzuführen. Im Jahr 2025 lag 

die Ausgabenquote mit 55,2 Prozent des BIP um rund sechs Prozentpunkte über dem 

Niveau von 2019. Der überwiegende Teil dieses Anstiegs entfällt auf wenige Bereiche: 

öffentliche Pensionen (+2,1 Prozentpunkte), Gesundheit (+1,5 Prozentpunkte), Verkehr 

(+0,6 Prozentpunkte), Umweltschutz (+0,4 Prozentpunkte) und Bildung (+0,4 

Prozentpunkte). Der Zinsendienst ist in diesem Vergleich noch von geringer Bedeutung, 

er zeigt aber eine kräftige Dynamik. Dem Strategiebericht zufolge wird die 

Ausgabenquote auch in den kommenden Jahren nur geringfügig zurückgehen. 

 

Im Jahr 2023 wurde für Sozialleistungen 30,6 Prozent des BIP aufgewendet und damit 

2,75 Prozentpunkte mehr als im Durchschnitt der Europäischen Union. Österreich wies 

damit nach Frankreich und Finnland die dritthöchste Sozialquote auf. Im Jahr 2024 stieg 

dieser Wert bereits auf 32,7 Prozent des BIP. Angesichts eines im europäischen Vergleich 

überdurchschnittlich hohen Anteils der erwerbsfähigen Bevölkerung ist dies 

bemerkenswert.  

 

Generationenkontenmodelle, wie der Schulden-Check von EcoAustria, zeigen deutlich, 

dass durch die fortschreitende Alterung die demografisch bedingten Ausgaben in den 

kommenden Jahren erheblich steigen werden. Den Modellrechnungen zufolge erhöhen 

sich die Ausgaben für Pensionen, Gesundheit, Pflege und Zinsendienst bis Mitte des 

nächsten Jahrzehnts gegenüber 2025 um weitere 3,7 Prozent des BIP. Das entspricht nach 

heutigem Niveau nahezu 20 Milliarden Euro jährlich. Je früher strukturelle Reformen 
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umgesetzt werden, desto moderater können die notwendigen Anpassungen ausfallen 

und desto geringer sind die Belastungen für die Bevölkerung. 

 

Einen wesentlichen Beitrag zur Konsolidierung leisten höhere Einnahmen aus Steuern und 

Sozialversicherungsbeiträgen. Um Österreich wieder auf einen nachhaltigen 

Wachstumspfad zu führen, muss jedoch vor allem die Effizienz der öffentlichen Ausgaben 

verbessert werden. Hohe Ausgaben bedeuten nicht automatisch hohe Qualität. Vielmehr 

zeigen internationale wie nationale Benchmarking-Analysen erhebliche Einsparungs- und 

Effizienzpotenziale. Gleichzeitig liegen die Ergebnisse öffentlicher Leistungen vielfach 

lediglich im Mittelfeld internationaler Vergleiche. Für die Bereiche öffentliche Verwaltung, 

Bildung und Gesundheit ergibt sich gegenüber vergleichbaren Ländern ein 

Effizienzpotenzial von rund 2,6 Prozent des BIP. 

 

Der niedrigere Pensionsabschluss trägt zwar zur kurzfristigen Konsolidierung bei und 

dämpft den Ausgabenanstieg, verändert die langfristige Entwicklung jedoch kaum. Ohne 

strukturelle Gegenmaßnahmen werden die öffentlichen Pensionsausgaben in den 

kommenden zehn Jahren weiter steigen und rund 17 Prozent des BIP erreichen. Im Jahr 

2019 lag dieser Anteil noch bei 13,6 Prozent und damit um 3,4 Prozentpunkte niedriger. 

 

Wie andere Länder sollte auch Österreich das gesetzliche Pensionsantrittsalter an die 

steigende Lebenserwartung koppeln. Deutschland wird bis 2031 ein Regelpensionsalter 

von 67 Jahren erreichen, Dänemark erhöht dieses bis 2040 auf 70 Jahre. Die Auswirkungen 

auf die Arbeitslosigkeit dürften dabei begrenzt bleiben. Die Erfahrungen mit der 

schrittweisen Anhebung des Frauenpensionsalters zeigen, dass es vor allem zu einer 

Verschiebung innerhalb der betroffenen Alterskohorten kommt. Während die 

Arbeitslosigkeit vor dem Pensionsantritt zunimmt, steigt die Beschäftigung deutlich an. 

 

Eine bloße Erhöhung des faktischen Pensionsantrittsalters schafft zwar mittelfristig 

fiskalischen Spielraum, langfristig wird dieser jedoch durch höhere Pensionsleistungen 

wieder aufgezehrt. Ergänzend sollte die betriebliche Altersvorsorge weiter gestärkt 

werden. Der General-Pensionskassenvertrag stellt in diesem Zusammenhang einen 

wichtigen ersten Schritt dar. 

 

Positiv hervorzuheben ist die Senkung der Lohnnebenkosten um einen Prozentpunkt. Die 

Gegenfinanzierung durch höhere Abgaben innerhalb des „Sektors“ reduziert allerdings 

die wachstumsfördernde Wirkung dieser Maßnahme erheblich. Die zusätzlichen 

Belastungen treffen insbesondere Erwerbstätige und Unternehmen. Gemeinsam mit der 

Senkung der Mehrwertsteuer verschiebt sich die Steuerstruktur stärker in Richtung der 
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Besteuerung von Einkommen und Investitionen, was die Effizienz des Steuersystems 

beeinträchtigt. Vor dem Hintergrund der angespannten wirtschaftlichen Lage und der in 

den vergangenen Jahren verlorenen Standortattraktivität ist dies kritisch zu beurteilen. 

 

Ein zentraler Reformbereich, der in Österreich bislang nicht angetastet wird, ist die 

deutliche Stärkung der Verantwortlichkeit im öffentlichen Sektor. Klare Zuständigkeiten 

sind eine wesentliche Voraussetzung für effizientes staatliches Handeln. Dies betrifft 

insbesondere den Föderalismus mit seiner oftmals unzureichenden Verknüpfung von 

Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung. Beispiele hierfür sind die 

geringe Abgabenautonomie der Gebietskörperschaften, die komplexen 

Finanzierungsstrukturen im Gesundheitswesen oder die Beteiligung der Gemeinden an 

der Finanzierung von Spitälern und Sozialhilfe über Umlagesysteme. Auch im 

Bildungsbereich sollte die Eigenverantwortung durch mehr Autonomie und 

Globalbudgets gestärkt werden.  

 

Die Reformpartnerschaft stellt einen wichtigen Ansatz dar, um notwendige 

Verbesserungen voranzutreiben. Dabei sollte konsequent dem Prinzip der 

Zusammenführung von Verantwortung gefolgt werden. Voraussetzung dafür ist ein 

ausreichender Gestaltungsspielraum der jeweiligen Entscheidungsträger sowie eine 

entsprechende Weiterentwicklung des Finanzausgleichs. 

 

Fazit 

Die vorgesehene Konsolidierung umfasst zahlreiche Einzelmaßnahmen, die primär darauf 

abzielen, die kurzfristigen europäischen Fiskalvorgaben zu erfüllen. Eine nachhaltige 

Sanierung der öffentlichen Finanzen wird damit jedoch nicht erreicht. Die Schuldenquote 

steigt weiter an, ein erheblicher Teil der Konsolidierung erfolgt über zusätzliche 

Einnahmen. Dies erhöht den Druck auf Beschäftigung, Unternehmen und den 

Wirtschaftsstandort Österreich. Um die europäischen Fiskalregeln auch nach 2028 

einzuhalten und weitere Herabstufungen des Ratings zu vermeiden, sind daher 

zusätzliche Konsolidierungsschritte notwendig. 

 

Eine langfristig tragfähige Finanzpolitik erfordert umfassende strukturelle Reformen. 

Notwendig sind klare Verantwortlichkeiten für Finanzierung, Aufgabenerfüllung und 

Zielerreichung sowie eine konsequente Steigerung der Effizienz öffentlicher Leistungen. 

Nur so können die finanziellen Spielräume geschaffen werden, die Österreich benötigt, 

um die Herausforderungen des demografischen Wandels zu bewältigen und gleichzeitig 

in Wachstum, Innovation und Zukunftsfähigkeit zu investieren. Eine Politik der kleinen 

Schritte wird dafür nicht ausreichen. 


